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Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheit 


1. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß den Polikli- 
niken auf dem Gebiet der ehemaligen DDR auf 
Grund mangelnder finanzieller Handlungsfähig- 
keit der Kommunen vorzeitige Schließung droht, 
obwohl andererseits die Anzahl freipraktizieren- 
der niedergelassener Ärzte noch längst keine 
ausreichende medizinische Versorgung gewähr- 
leisten kann? 


2. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 


Mit welchen Maßnahmen gedenkt die Bundes- 
regierung die Leistungsfähigkeit derjenigen 
Polikliniken zu sichern, die in dem vom £ini- 
gungsvertrag vorgesehenen Übergangszeitraum 
von fünf Jahren zur Sicherstellung der ambulan- 
ten Versorgung der Bevölkerung notwendig 
sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


3. Abgeordnete 

Dorle 

Marx 


(SPD) 


Trifft es zu, daß im Rahmen der Vergabe von For- 
schungsmitteln an Universitäten in den neuen 
Ländern anhand eines speziellen Fragenkatalogs 
Informationen über Hochschulangehörige 
gesammelt werden, wobei neben fachlichen 
Qualifikationen unter anderem die bisher vertre- 
tene politische Anschauung, Verhalten gegen- 
über ideologischen „Abweichlern" und Art und 
Enge der Bindungen zur SED erfragt werden? 


4. Abgeordnete 

Dorle 

Marx 


(SPD) 


Falls ja, auf welche Weise werden solche Informa- 
tionen erhoben, und erhalten die Betroffenen von 
den über sie eingeholten Auskünften Kenntnis? 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 


5. Abgeordneter 

Lothar 

Fischer 

(Homburg) 

(SPD) 


Wann und unter welchen Bedingungen gedenkt 
die Bundesregierung die Entwicklungshilfe für 
Somalia wieder aufzunehmen? 
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6. Abgeordneter 

Lothar 

Fischer 

(Homburg) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung mit der somalischen 
Übergangsregierung Kontakt aufnehmen, um die 
erforderlichen Informationen darüber zu erhal- 
ten, in welchen Bereichen nunmehr Entwick- 
lungshilfe vorrangig zu leisten ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


7. Abgeordneter 

Norbert 

Eimer 

(Fürth) 

(FDP) 


Wie hoch ist die Klagehäufigkeit in der Bundes- 
republik Deutschland im Vergleich zu den euro- 
päischen Nachbarländern wie England, Frank- 
reich, Italien, die Niederlande? 


8. Abgeordneter 

Norbert 

Eimer 

(Fürth) 

(FDP) 


Wie teilen sich die Punkte, um die geklagt wird, 
prozentual auf? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


9. Abgeordneter 

Hans-Günther 

Toetemeyer 

(SPD) 


Unter Hinweis auf meine Fragen 26 und 27 
(Drucksache 12/396) frage ich die Bundesregie- 
rung, ob neuerdings für Fragen der Verletzung 
des Völkerrechts das Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zustän- 
dig ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


10. Abgeordneter 

Otto 

Schily 

(SPD) 


Mit wieviel Arbeitslosen rechnet die Bundes- 
regierung in den Ländern Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg- Vorpommern, Sachsen- Anhalt, 
Sachsen und Thüringen in den Jahren 1991 und 
1992? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


11. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Welche Verpflichtungen ist die Bundesregierung 
im Zusammenhang mit dem Verkauf der Firma 
Heckler & Koch in Oberndorf an die englische 
Firma Ordonance eingegangen? 


12. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Wieviel Bundesmittel sind bisher für die Entwick- 
lung des Gll-Gewehrs bei Heckler & Koch 
verwendet worden, und wer wird künftig über die 
Lizenz für die Herstellung des Gll-Gewehrs 
verfügen? 


13. Abgeordnete 

Ulrike 

Mehl 

(SPD) 


Wird auf den unbebauten Liegenschaften der 
Bundeswehr für die unter das Naturschutzrecht 
fallenden Flächen eine qualifizierte Lebensraum- 
kartierung, incl. Bewertung der aufgenommenen 
Flächen, durchgeführt, und wenn ja, durch wen 
ist bzw. soll das geschehen? 


14. Abgeordnete 

Ulrike 

Mehl 

(SPD) 


Ist es beabsichtigt bzw. bereits Praxis, daß für 
unbebaute Liegenschaften der Bundeswehr, die 
dem § 38 BNatSchG unterliegen, fachgerechte 
Pflegepläne erstellt werden, und durch wen 
werden sie ggf. in die Praxis umgesetzt? 


15. Abgeordnete 

Edelgard 

Bulmahn 

(SPD) 


Treffen die Berichte der Zeitung „DIE WELT" 
vom 6. und 7. Mai 1991 zu, denen zufolge die Bun- 
desregierung plant, in Niedersachsen 17 Stand- 
orte ganz bzw. 5 Standorte zu mehr als 50% 
aufzugeben, und in welchem Zeitraum sollen die 
Schließungen bzw. Reduzierungen an den jewei- 
ligen Standorten abgewickelt werden? 


16. Abgeordnete 

Edelgard 

Bulmahn 

(SPD) 


Welche Auswirkungen hat das im Bundes- 
ministerium der Verteidigung am 2, Mai 1991 
erörterte Stationierungskonzept auf die jeweilige 
Zahl der Soldaten und Zivilbediensteten der Bun- 
deswehr in Hannover sowie den angrenzenden 
Gemeinden, und welche Liegenschaften beab- 
sichtigt die Bundeswehr jeweils am Standort 
Hannover sowie den angrenzenden Gemeinden 
zu räumen? 


17. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Warum wurde seit dem Golfkrieg in der Area 7 für^ 
die Staffel der schnellen Eingreiftruppe eine 
unbefristete Sondergenehmigung für Tiefflug- 
übungen erteilt, und wie wird die damit verbun- 
dene Beschränkung auf 700 Flugstunden kontrol- 
liert? 
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18. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Wann wird die Bundesregierung ihr Verspre- 
chen, daß von allen Fraktionen des Deutschen 
Bundestages und der Bevölkerung begrüßt 
worden ist, einlösen, sowohl Tiefflüge als auch 
Angriffsübungen über dem Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland einzustellen, und was 
gedenkt die Bundesregierung angesichts der 
gewonnenen Souveränitätsrechte zu tun, daß sich 
die in der Bundesrepublik Deutschland 
stationierten bzw. den bundesrepublikanischen 
Luftraum benutzenden NATO-Luftstreitkräfte 
ebenfalls an ein Verbot von Tiefflügen halten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


19. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(FDP) 


Wie viele Unfälle und mit welchen Folgen 
wurden 1990 von Verkehrsteilnehmern mit 
einem Blutalkoholgehalt zwischen 0,5 und 0,79 
Promille verschuldet? 


20. Abgeordnete 

Bärbel 

Sothmann 

(CDU/CSU) 


Wie sieht die Bundesregierung die Notwendig- 
keit, die Verkehrsschiene „Bad Hersf eid/Kassel — 
Erfurt — Dresden — Görlitz" - ein Autobahnpro- 
jekt, das zu den vom Bundesministerium für Ver- 
kehr geplanten „Verkehrsprojekten Deutsche 
Einheit" gehört, die eine Schlüsselfunktion für 
das Zusammenwachsen im wiedervereinigten 
Deutschland haben sollen - auch in Richtung 
Westen über Gießen — Limburg — Koblenz — 
Trier durch den vierspurigen Ausbau der B 49 
zwischen Limburg und Wetzlar so zu gestalten, 
daß der Verkehrsnotstand im Ost-West-Verkehr 
tatsächlich beseitigt werden kann? 


21. Abgeordnete 

Bärbel 

Sothmann 

(CDU/CSU) 


Wie sieht die Bundesregierung die Realisierungs- 
chancen des vierspurigen Ausbaus der B 49 
zwischen Limburg und Wetzlar, nachdem die 
neue „rot-grüne" Landesregierung in Hessen 
diesen Ausbau in ihren Koalitions Vereinbarun- 
gen ausdrücklich abgelehnt hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


22. Abgeordneter 

Ernst 

Schwanhold 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar- 
über vor, daß der aus den alten Bundesländern 
stammende Sondermüll noch immer in nicht 
geeigneten Deponien der fünf neuen Bundes- 
länder unter Umgehung der rechtlichen Grund- 
lagen eingelagert wird? 


6 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/488 


23. Abgeordneter 

Ernst 

Schwanhold 

(SPD) 


Wird bei der Einlagerung von Sondermüll sowie 
beim Transport in den fünf neuen Bundesländern 
nun das Begleitscheinverfahren sowie die verant- 
wortliche Erklärung des Sondermüllproduzenten 
für den Transport und die Deponierung von 
Sondermüll angewandt? 


24. Abgeordneter 

Helmut 

Lamp 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung aus den Informatio- 
nen, die sich bei der öffentlichen Anhörung des 
Umweltausschusses zu den ökologischen Aus- 
wirkungen des Golfkrieges am 29. April 1991 
ergeben haben, Konsequenzen ziehen, und wie 
beurteilt die Bundesregierung den Wert dieser 
Informationen, nachdem sich nunmehr abzeich- 
net, daß Möglichkeiten der Datenerfassung im 
Katastrophengebiet genutzt werden können und 
verläßliche Meßdaten vorliegen? 


25. Abgeordneter 

Horst 

Eylmann 

(CDU/CSU) 


Hat sich die Schadstofffracht der Elbe seit dem 
Beitritt der früheren DDR verändert, und worauf 
sind diese Veränderungen gegebenenfalls 
zurückzuführen? 


26. Abgeordneter 

Otto 

Schily 

(SPD) 


Sieht der Bundesminister für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit im Rahmen seiner 
Zuständigkeit Möglichkeiten, dafür Sorge zU 
tragen, daß das Abholzen der Alleebäume in den 
neuen Bundesländern unterbleibt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Post 
und Telekommunikation 


27. Abgeordneter 

Dr, Jürgen 
Schmieder 

(FDP) 


Welche Schritte werden oder wurden von der 
Bundesregierung unternommen, damit eine 
Angleichung der Bedingungen zur Herstellung 
von Telefon- und Fernmeldeverbindungen zwi- 
schen dem neuen und dem alten Bundesgebiet 
erreicht wird? 


28. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(FDP) 


Welche Maßnahmen müssen nach Ansicht der 
Bundesregierung ergriffen werden, um die 
immer länger werdenden Laufzeiten im Postzei- 
tungsdienst wieder zu verkürzen? 


29. Abgeordneter 
Klaus 
Harries 

(CDU/CSU) 


Treffen in der Öffentlichkeit aufgestellte Behaup- 
tungen zu, daß die Deutsche Bundespost erwägt, 
400 zur Zeit noch laufende und eingesetzte 
Bahnpostwagen abzuschaffen, weil die Post mit 
5 500 Lkw einfacher und schneller zustellbar ist? 
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30. Abgeordneter 
Klaus 
Harries 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Deutsche Bundespost, ihr 
Frachtgutkonzept mit dem Ziel einer deutlichen 
Beschleunigung zu verändern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


31. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 

(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


33. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


Was spricht eigentlich dagegen, in Verhandlun- 
gen mit Ungarn und der CSFR langfristig eine 
Mitgliedschaft in der NATO anzustreben und 
diese Länder bereits jetzt mit den parlamentari- 
schen Gremien der NATO Zusammenarbeiten zu 
lassen? 

Welche politischen und organisatorischen 
Probleme entstehen bei den Hilfsmaßnahmen der 
Bundesrepublik Deutschland für die kurdischen 
Flüchtlinge mit türkischen Behörden einschließ- 
lich des Militärs? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
unternommen, um die Freiheit der Berichterstat- 
tung über die Problematik der Hilfe für die kurdi- 
schen Flüchtlinge auf türkischem Gebiet zu 
gewährleisten bzw. gegen Einschränkungen 
durchzusetzen? 


34. Abgeordneter 

Hans-Günther 

Toetemeyer 

(SPD) 


Wie beurteilt das Auswärtige Amt die von mir 
dargestellten flagranten Völkerrechtsverletzun- 
gen durch einen Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaft (s. Fragen 26 und 27, Drucksache 
12/396)? 


35. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


36. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß am 18. /1 9. 
Mai 1991 in Annaberg/Polen ein Schlesiertreffen 
geplant ist, auf dem der Vorsitzende der Lands- 
mannschaft Schlesien, Herbert Hupka, als 
Hauptredner auftreten wird, der den Grund- 
lagenvertrag mit Polen als „übereilt und höchst 
unzulänghch ausgehandelt" bezeichnet hat, und 
teilt die Bundesregierung die Meinung, daß eine 
solche Veranstaltung der Normalisierung des 
Verhältnisses zwischen Deutschland und Polen 
und der Versöhnung zwischen beiden Völkern 
höchst abträglich sein würde? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß am 18. /1 9. 
Mai 1991 in Annaberg zeitgleich das Schlesier- 
treffen sowie, seitens polnischer Organisationen, 
ein Treffen anläßlich des 70. Jahrestages des 
3. Schlesischen Aufstandes, der 1921 durch deut- 
sche, in Schlesien zusammengestellte Corps 
niedergeschlagen wurde, geplant ist, und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die 
damit zu erwartende Konfrontation zwischen 
Schlesiern und Polen zu verhindern? 
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37. Abgeordneter 

Freimut 

Duve 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher 
Form bundesdeutsche Organisationen, insbeson- 
dere Vertriebenenverbände, an der Planung, 
Organisation und inhaltlichen Gestaltung des für 
den 18. /19. Mai geplanten Schlesiertreffens in 
Annaberg, z. B. über ihre Kontakte zu den 
„Freundschaftskreisen der Deutschen in Schle- 
sien", beteiligt sind, und kann die Bundesregie- 
rung ausschließen, daß aus den Haushaltsmitteln, 
die den Vertriebenenverbänden zur Verfügung 
stehen, das Schlesiertreffen mitfinanziert wird? 


38. Abgeordneter 

Freimut 

Duve 

(SPD) 


Sollte das Schlesiertreffen auf dem Annaberg 
zustande kommen, welche Maßnahmen wird die 
Bundesregierung ergreifen, um in der deutschen 
und polnischen Öffentlichkeit unmißverständlich 
die ablehnende Haltung der Bundesregierung 
gegenüber diesem Treffen zum Ausdruck zu 
bringen? 


39. Abgeordneter 

Gerd 

Andres 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß an polni- 
schen Schulen für den Deutschunterricht Propa- 
gandamaterial der Vertriebenenverbände zur 
Information der aktuellen politischen Situation im 
geeinten Deutschland verwendet wird, da es 
keine Materialien gibt, z. B. von der Bundesregie- 
rung, die die Situation - auch die Grenzsituation - 
angemessen und der offiziellen Politik der Bun- 
desregierung entsprechend darstellen? 


40. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung unternehmen, um 

Gerd diesen Zustand zu ändern? 

Andres 

(SPD) 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


41. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung erläutern, in welchem 
materiellen und geldlichen Umfang einerseits 
Asylbewerbern bzw. anerkannten Asylanten und 
andererseits sogenannten Kontingentflücht- 
lingen einmalige sowie laufende Zuwendungen 
in der Bundesrepublik Deutschland gewährt 
werden? 


42. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang die Meldung der „Welt am 
Sonntag" vom 14. April 1991, daß jeder albani- 
sche Flüchtling im Land Niedersachsen ein 
Taschengeld in Höhe von rd. 1 000 DM bei freier 
Unterkunft und Verpflegung erhält? 
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43. Abgeordneter 
Clemens 
Schwalbe 

(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 

Ludwig 

Stiegler 

(SPD) 


45. Abgeordneter 

Ludwig 

Stiegler 

(SPD) 


46. Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


47. Abgeordneter 

Ludwig 

Eich 

(SPD) 


48. Abgeordneter 

Ludwig 

Eich 

(SPD) 


49. Abgeordneter 

Manfred 

Hampel 

(SPD) 


50. Abgeordneter 

Manfred 

Hampel 

(SPD) 


Welche Einstufungspraxis wird im öffentlichen 
Dienst in den neuen Bundesländern verfolgt, 
wenn zum 1. Juli 1991 durch tarifrechtliche Fest- 
legung die Regelung getroffen wird, daß Arbeit- 
nehmer der Beitrittsgebiete nur 60% der 
Westentlohnung erhalten sollen? 


Wird die Bundesregierung im Hinblick darauf, 
daß die Autoren in den neuen Bundesländern erst 
ab 1. Januar 1992 von der Künstlersozialver- 
sicherung partizipieren können, das Autorenver- 
sorgungswerk der VG WORT wirtschaftlich 
unterstützen, damit diese in die Lage versetzt 
wird, auch die Autoren aus den neuen Bundes- 
ländern entsprechend zu unterstützen? 


Wird die Bundesregierung die pauschale Biblio- 
thekstantiemen von rund 4,9 Mio. DM, die die 
Kommission als angemessene Pauschalver- 
gütungssumme für die Zeit vom 3. Oktober 1990 
bis 31. Dezember 1991 anerkannt hat, aus dem 
Bundeshaushalt oder aus dem Programm 
„Aufschwung Ost" an die beteiligten Verwer- 
tungsgesellschaften zahlen, um die neuen Länder 
und ihre Kommunen, deren Bibliothekswesen 
ohnehin besonderen Belastungen ausgesetzt ist, 
für die Übergangszeit wenigstens finanziell zu 
entlasten, und sieht sie dafür eine Ermächtigung 
oder Verpflichtung im Einigungsvertrag? 


Über welche Kenntnisse über das Auslandsver- 
mögen der SED/PDS verfügt die Bundesregie- 
rung, insbesondere bezogen auf die seitens der 
SED/PDS nach eigenen Aussagen vorgenom- 
mene Übertragung ihres Auslandsvermögens auf 
die ehemalige Regierung der DDR? 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar- 
über vor, ob die SED/PDS Verfügungsrechte über 
das Kommerzielle Koordinierungs-Auslandsver- 
mögen wahrzunehmen in der Lage war? 


Seit wann liegt der Bundesregierung der 
Zwischenbericht der Regierungskommission zur 
Überprüfung des Vermögens der Parteien und 
Massenorganisationen der DDR vor, wann beab- 
sichtigt sie eine Weiterleitung an den Deutschen 
Bundestag? 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob alle Parteien 
und Massenorganisationen der ehemaligen DDR 
der Auflage zur Offenlegung ihrer Bilanzen zum 
Stichtag 7. Oktober 1989 nachgekommen sind? 


Ist der Bundesregierung bekannt, welchen Par- 
teien und Mitgliedern am sogenannten Runden 
Tisch finanzielle Mittel zugeflossen sind, und wie 
wurden diese verwandt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


51. Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 

52. Abgeordneter 

Arne 

Fuhrmann 

(SPD) 


53. Abgeordneter 

Arne 

Fuhrmann 

(SPD) 


54. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


55. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


56. Abgeordneter 

Wolfgang 

Roth 

(SPD) 

57. Abgeordneter 

Wolfgang 

Roth 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über 
das Auslandsvermögen aus dem Kommerziellen 
Koordinierungs- Verantwortungsbereich des 

Schalck-Golodkowski vor, um welche Größen- 
ordnung handelt es sich dabei? 

Welche konkreten Schritte beabsichtigt die Bun- 
desregierung im Zusammenhang mit Verhand- 
lungen zur Aufhebung des Soltau- Lüneburg - 
Abkommens in nächster Zeit, um eine sofortige 
Reduzierung des täglichen Panzerkrieges in den 
bewohnten Teilen der betroffenen Region zu 
gewährleisten, um weitere Panzer- und Schieß- 
übungen im Naturschutzgebiet (in dem Wande- 
rer die Wege nicht verlassen dürfen und der 
Gebrauch von Feuer und offenem Licht verboten 
ist) sofort zu unterbinden, um die weitere Zerstö- 
rung dieser einmaligen Kulturlandschaft und die 
Verseuchung des Bodens mit Ölen, Cadmium, 
Blei und Quecksilber zu verhindern? 

Welche konkreten Maßnahmen beabsichtigt die 
Bundesregierung, um die Regeneration des 
verseuchten Bodens und die notwendigen Auf- 
forstungsarbeiten zu garantieren, und für 
welchen Zeitraum sind - auch nach Aufhebung 
des Soltau-Lüneburg-Abkommens - Entschädi- 
gungs- und Ausfallzahlungen für die betroffenen 
Kreise und Gemeinden von seiten des Bundes 
gesichert? 

Kann die Bundesregierung angeben, wie der 
Bundesminister der Finanzen die haushaltstech- 
nische Abwicklung der für humanitäre Hilfe für 
die Kurdenflüchtlinge vorgesehenen 415 Mil- 
lionen DM vorzunehmen gedenkt; aus welchen 
Haushaltstiteln und Haushaltsetats soll der 
Betrag bereitgestellt werden? 

Kann die Bundesregierung - gegebenenfalls kal- 
kulatorisch - angeben, welcher Teilbetrag der 
415 Millionen DM, welche für die humanitäre 
Hilfe für Kurden vorgesehen ist, wahrscheinlich 
für Transport- und sonstige Leistungen an die 
Bundeswehr zu zahlen, d. h. dem Bundesministe- 
rium der Verteidigung zu erstatten sein wird? 

Wie hoch sind die tatsächlichen Kosten des Golf- 
krieges, und welche Struktur haben diese Kosten 
aufgeschlüsselt auf die beteiligten Nationen der 
Operation Wüstenschild? 

Welchen tatsächlichen Anteil in Geld- und Sach- 
leistungen trägt die Bundesrepublik Deutsch- 
land? 
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58. Abgeordneter 

Manfred 

Heise 

(CDU/CSU) 


Ist nach der weitgehenden Vergabe an eine Neu- 
auflage des Bund/Länder- Programms zur Förde- 
rung wirtschaftsnaher Infrastruktur aus der soge- 
nannten Zonenrandförderung gedacht, die ja 
nunmehr der Entwicklung in den neuen Bundes- 
ländern zusteht, um daraus insbesondere den 
Gemeinden im ehemaligen 500 m-Schutzstreifen 
oder auch der 5 km-Sperrzone vorrangig zu 
helfen? 


59. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 
Schmieder 

(FDP) 


Wie schätzt die Bundesregierung den Umfang 
und die Erscheinungsformen des Schwarz- 
handels bzw. des Schwarzmarktes in den neuen 
Bundesländern ein, und welche — hoffentlich 
sofort eingeleiteten - Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung zu ergreifen? 


60. Abgeordneter 

Ortwin 

Lowack 

(CDU/CSU) 


Treffen Mitteilungen zu, wonach deutsche 
Firmen an den von der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu finanzierenden Wohnungen für die in die 
UdSSR zurückkehrenden Soldaten und ihre 
Familienangehörigen nicht oder nur unwesent- 
lich beteiligt sind, weil die Bundesregierung eine 
internationale Ausschreibung zum Bau der 
Wohnungen akzeptiert hat und deutsche Firmen 
(auch aus den neuen Bundesländern) keine 
Chance gegenüber Bilhgkonkurrenz aus anderen 
Ländern haben? 


61. Abgeordneter 

Klaus 

Kirschner 

(SPD) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über im Ausland durchgeführte Trainingspro- 
gramme der Firma Heckler & Koch (Oberndorf) 
im Zusammenhang mit dem Export und der Ver- 
marktung der von dieser Firma hergestellten 
Handfeuerwaffen? 


62, Abgeordneter 

Klaus 

Kirschner 

(SPD) 


Ist es üblich, daß deutsche Rüstungsfirmen im 
Ausland solche Trainungsprogramme durchfüh- 
ren, und welche solcher Programme und Firmen 
sind der Bundesregierung bekannt? 


63. Abgeordnete 

Lydia 

Westrich 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Schuh- 
exportförderung der Länder Argentinien, Kolum- 
bien, Mexiko, Tunesien und Türkei durch die 
Zahlung von Zuschüssen zur Gestaltung der 
Ländergemeinschaftsstände auf der Großen 
Deutschen Schuhmusterschau (GDS) - wie 
bereits im März 1991 geschehen — auch für die 
Messe im September 1991 fortzusetzen, und wie 
rechtfertigt sie diese Zahlungen angesichts der 
nicht subventionierten und nach wie vor in der 
Krise befindlichen deutschen Schuhindustrie? 
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64. Abgeordnete 

Lydia 

Westrich 

(SPD) 


Wie beabsichtigt die Bundesregierung auf die 
Subventionspolitik der indischen Regierung zu 
reagieren, die dazu führt, daß Schuhhalbfertig- 
produkte (z. B. Schäfte) aus Indien zum gleichen 
Preis eingeführt werden können wie Rohleder, 
und wie stellt sich die Bundesregierung unter 
diesen Umständen den Schutz von Arbeitsplät- 
zen in der deutschen Schuhindustrie vor? 


Bonn, den 8. Mai 1991 
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